
Beschluss: 
 
Herr Oberbürgermeister Dr. Tauras führt in den Tagesordnungspunkt ein. 
Er weist darauf hin, dass die Entscheidung über die konkrete Formulierung der Fragestellung für den Bürgerentscheid durch die Ratsversammlung zu treffen sei. Die folgende Beratung im Hauptaus-
schuss könne daher lediglich zu einer Empfehlung führen, die aber für die Verwaltung erforderlich sei, um die entsprechende Beschlussvorlage für die Ratsversammlung am 18.02.2014 inklusive der 
gem. § 16 g Abs. 6 GO erforderlichen Standpunkte und Begründungen fertigen zu können. 
 
Im Anschluss werden diverse Varianten der Fragestellung, die im Rahmen des Bürgerentscheides zu beantworten sein wird, diskutiert und sich dazu ergebende Fragen erörtert. 
 
Dabei geht es u. a. um die Frage der zeitlichen Befristung einer Sperrung für den Durchgangsverkehr bzw. um die Frage, inwieweit diese zwingend in der Fragestellung aufgeführt werden muss, 
wenn denn beabsichtigt ist, eine entsprechende Regelung im Rahmen der konkreten Ausgestaltung einer Sperrung zu treffen. 
Die Verwaltung äußert dazu - vorbehaltlich einer rechtlichen Prüfung - die Auffassung, dass in den Standpunkten und Begründungen zum Bürgerentscheid erläutert werden könne, dass Regelungen zur 
konkreten Ausgestaltung einer Sperrung – so auch zu einer zeitlichen Befristung – später getroffen werden können. Unter dieser Prämisse sei es möglich, die zu beantwortende Frage ohne die 
zeitliche Befristung zu formulieren, später aber dennoch eine entsprechende Regelung zu treffen. 
Der Hauptausschuss fordert die Verwaltung auf, diese Frage bis zur Beratung in der Ratsversammlung zu prüfen und das Ergebnis in der zu fertigenden Vorlage darzulegen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Sperrung bei entsprechendem Votum tatsächlich erst ca. 2 Jahre nach dem Bürgerentscheid umgesetzt würde. 
Die Verwaltung soll in den Standpunkten und Begründungen zum Bürgerentscheid explizit auch auf diesem Umstand hinweisen. 
 
Um Irritationen vorzubeugen, wurde verdeutlicht, dass die „Sperrung“ nur das 
reine Durchfahren des Großfleckens unterbinden soll. Der Großflecken bleibt befahrbar, die Parkplätze am Großflecken bleiben mit KFZ erreichbar, Taxen, Busse etc. können den Großflecken 
durchqueren. Zur Klarstellung sollen entsprechende Erläuterungen in die Standpunkte und Begründungen aufgenommen werden. 
 
Auf Nachfrage, ob Informationsveranstaltungen vor dem Bürgerentscheid geplant seien, wird dies von Herrn Oberbürgermeister Dr. Tauras bestätigt. 
Die Verwaltung plant, eine Informationsveranstaltung zu dem Thema durchzuführen. Dabei soll neben der objektiven Darstellung der Sachlage durch die Verwaltung auch die Möglichkeit einer 
Podiumsdiskussion, in der Pro und Contra vertreten werden können, geboten werden. Diese Veranstaltung soll unter Beteiligung des „Beirats Verkehrsversuch Großflecken“ vorbereitet werden. 
 
Ratsherr Kühl weist auf Vorschläge des inhabergeführten Einzelhandels zur Beruhigung des Großfleckens als Alternative für eine Sperrung hin. In diesem Zusammenhang habe es Zusagen der 
Verwaltung gegeben, entsprechende Vorschläge, z. B. zu Bedarfsampeln am Großflecken, aufzugreifen. 
Es stelle sich die Frage, wie solche Zusagen vor dem Hintergrund der noch ausstehenden Entscheidung über eine Sperrung gemacht werden konnten. 
Herr Oberbürgermeister Dr. Tauras bestätigt, dass Fragen zur konkreten Gestaltung des Großfleckens zwangsläufig vom Ergebnis des Bürgerentscheids abhängig seien. Er sagt zu, dem Hinweis 
nachzugehen. 
 
Ergänzend zur Beratung der konkreten Fragestellung für den Bürgerentscheid stellt Ratsherr Döring die Frage, ob ein Ausbau der Kreuzung am Gänsemarkt für den Fall, dass sich die Bürger für 
eine Sperrung aussprechen, nicht vorgesehen ist. Er bittet um verbindliche Mitteilung, ob eine Umgestaltung dieser Kreuzung in jedem Falle - also auch bei einem Votum für eine Sperrung - 
möglich ist und ob eine Finanzierung durch ECE vereinbart ist. 
 
Herr Oberbürgermeister Dr. Tauras erläutert, dass der Realisierungsvertrag mit ECE vorsieht, ECE spätestens im Juli über die Gestaltung der Kreuzung am Gänsemarkt zu informieren. Dazu bedarf 
es eines Beschlusses der Ratsversammlung den Ausbau der Kreuzung betreffend. Dies gelte unabhängig vom Ergebnis des Bürgerentscheids. Das Maß eines Ausbaus hänge wiederum sehr wohl vom Votum 
über die Sperrung ab. Würde eine Sperrung abgelehnt, sei ein Ausbau der Kreuzung in erheblichem Umfang unumgänglich. Im Falle einer Sperrung würden lediglich Anpassungen in geringerem Umfang 
erforderlich. Der Umbau erfolge jeweils auf Kosten von ECE. Letztendlich entscheide aber die Ratsversammlung, welche Ausbauvariante umgesetzt werden soll. 
 
Im Anschluss an die Beratung werden folgende Varianten zur Abstimmung gestellt: 
 
Auf Vorschlag der Ratsfraktion der Grünen: 
„Sind Sie dafür, den Großflecken vom Durchgangsverkehr freizuhalten?“ 
 
Die CDU-Ratsfraktion erklärt, sich diesem Vorschlag anzuschließen, wenn die Auffassung der Verwaltung, bei entsprechendem Hinweis in den Standpunkten und Begründungen auch später eine 
zeitliche Befristung regeln zu können, bestätigt wird. 
 
Die FDP-Ratsfraktion greift den Vorschlag der Grünen auf, ergänzt diesen aber um eine Regelung zur zeitlichen Befristung: 
„Sind Sie dafür, den Großflecken montags bis freitags in der Zeit von 09.00 bis 18.00 Uhr vom Durchgangsverkehr freizuhalten?“ 
 
Als dritte Variante liegt der Vorschlag der Verwaltung gem. Vorlage vor. 



 
Über den Vorschlag der FDP-Ratsfraktion wird zuerst abgestimmt. 
Dieser Vorschlag wird mit 1 Stimme bei 10 Gegenstimmen abgelehnt. 
 
Sodann wird über den Vorschlag der Ratsfraktion der Grünen abgestimmt. 
Diesem Vorschlag wird mit 10 Stimmen bei 1 Gegenstimme zugestimmt. 
 
Damit erübrigt sich die Abstimmung über den Vorschlag der Verwaltung. 
 
Die Verwaltung bereitet mit diesem Votum die entsprechende Ratsvorlage für die Beratung am 18.02.2014 vor. 
 
Hinweis der Protokollführung: 
Die Einladung zur Sitzung des Hauptausschusses am 04.02.2014 enthält keinen entsprechenden Tagesordnungspunkt. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass die Vorlage vermutlich nicht rechtzeitig 
gefertigt werden kann. Sollte die Vorlage wider Erwarten am 04.02.2014 schon vorliegen, wird sie als Dringlichkeitsvorlage eingebracht. 
 


